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Fragestellung gemäß Schreiben vom 02.05.2024: 

Dem Grundbuchamt B… liegen Anträge auf Eintragung in ein Grundbuch vor, im Rahmen derer 
gem. § 24 EGBGB türkisches Betreuungsrecht Anwendung findet, da es sich bei der Verkäuferin 
um eine unter Betreuung stehende türkische Staatsbürgerin handelt. Konkret geht es um folgende 
Fragestellungen: 

1. Ist der Nachweis der Vertretungsmacht des Betreuers ausreichend und formgerecht? 

2. Besteht ein Genehmigungserfordernis für den Verkauf des Grundbesitzes bzw. ist die 
vorliegende Genehmigung inhaltlich ausreichend? 

3. Ist eine separate Genehmigung für die Grundschuldbestellung erforderlich? 

4. Ist die Genehmigung von der zuständigen Stelle erteilt und bedarf es der Bescheinigung 
über die Rechtskraft? 

5. Sind nach türkischen Recht weitere Voraussetzungen zu beachten? 
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Stellungnahme 

A. Vorbemerkung 

I. Abkürzungen 

E. Esas (Rechtssache) 

K. Karar (Entscheidung) 

RVO Rechtsverordnung 

ZGB Zivilgesetzbuch 

ZS Zivilsenat 

II. Literatur 

Bayramoğlu, Necati Şükrü: Kısıtlama ve Vasi Atama Kararı İlanının Aleniyeti Sağlama Fonksiyonu 
ve İlan Nedeniyle Kişilik Haklarının İhlal Edilip Edilmediği Sorunu (Die 
Öffentlichkeitsfunktion der Bekanntmachung des Entmündigungs- und 
Vormundbestellungsbeschlusses und die Frage seiner Verletzung von 
Persönlichkeitsrechten), YBHD (Yıldırım Beyazit Hukuk Dergisi - Rechtszeitschrift der 
Yıldırım Beyazit [Jurfak der Yıldırım Beyazit Universität]) 2020, S. 473 ff. 

Ekşi, Nuray: Yargıtay Uygulamasında Vesayete İlişkin Yabancı Kararların Tanınması Davalarında 
Karşılaşılan Sorunlar (Probleme in der Praxis des Kassationshofs zur Anerkennung 
ausländischer Vormundschaftsentscheidungen), MHMÖHB (Bulletin für Völkerrecht 
und Internationales Privatrecht) 38 (2018), S. 41 ff. 

Gençcan, Ömer Uğur: Türk Medeni Kanunu Yorumu (ZGB-Kommentar), 2. Bd, 4. Aufl. Ankara 
2021 

Kocaoğlu, Köksal: Koruma Amaçlı Özgürlüğün Kısıtlanması (Die Beschränkung der Freiheit zu 
Schutzzwecken [Entmündigung]), Gazi U ̈niversitesi Hukuk Fakültesi Dergisi (Zeitschrift 
der JurFak der Gazi Universität) Bd. 10 (2006), S. 33 ff. 

Koç, Nevzat: Türk Medeni Kanunundaki Düzenlemeler Işığında Vesayet Hukukuna Genel Bir 
Bakış (Allgemeiner Überblick über das Vormundschaftsrecht im türkischen ZGB), 
DEÜHF (Zeitschrift der JurFak der Universität 9. September Izmir) Bd. 7 
(Sondernummer 2005), S. 99 ff. 

Nomer, Ergin: Devletler Hususi Hukuku (Internationales Privatrecht), 22. Aufl., Istanbul 2017 

Özbilen, Arif Barış: Vesayet Altındaki Kişinin Malvarlığının Yönetimi (Die Verwaltung des 
Vermögens der entmündigten Person), Hacettepe Üniversitesi Hukuk Fakültesi Dergisi 
(Zeitschrift der JurFak der Hacettepe Universität), 11 (2021), S. 706 f. 
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Rumpf, Christian: Einführung in das türkische Recht, 2. Aufl., München 2016 

Rumpf, Christian: Das türkische Familienrecht im deutsch-türkischen Zusammenhang, 3. Aufl., 
epubli Berlin 2024 

Rumpf, Christian/Odendahl, Hanswerner: Länderbericht Türkei, Bergmann/Ferid/Henrich, 
Internationales Ehe- und Kindschaftsrecht, Frankfurt Juni 2020 

Tahiroğlu, Fatih: Medenî Usûl Hukuku Açısından Koruma Amacıyla Özgürlüğün Kısıtlanması (Die 
Beschränkung der Freiheit zu Schutzzwecken [Entmündigung] aus der Sicht des 
Zivilverfahrens), AndHD Anadolu Üniversitesi Hukuk Fakültesi Dergisi (Zeitschrift der 
JurFak der Anadolu Universität), Bd. 9 (2023), S. 437 ff. 

III. Kompetenz des Gutachters 

Die Kompetenz des Gutachters ergibt sich aus der jahrzehntelangen intensiven wissenschaftlichen 
wie auch praktischen Beschäftigung mit dem türkischen Recht. Er hat dazu seit 1987 Lehraufträge 
insbesondere an der Universität Bamberg, die ihm im Jahre 2004 den Titel eines Honorarprofessors 
verliehen hat, aber auch an anderen Universitäten (München, Passau) zum türkischen Recht 
wahrgenommen. Er hat zum türkischen Recht promoviert und sich durch zahlreiche einschlägige 
Veröffentlichungen ausgewiesen. 

IV. Bearbeitungsgrundsätze 

Dieses Gutachten wird ausschließlich auf der Grundlage von Rechtsprechung und Literatur 
erstattet, wie sie sich in der Türkei vorfindet. Die Nachverfolgung türkischer Zitate zum 
schweizerischen Recht wurde nicht für erforderlich erachtet, da hieraus keine zusätzlichen 
Erkenntnisse zu ziehen sind, die für die Praxis des türkischen Rechts im vorliegenden Fall 
Bedeutung haben könnten. Soweit die hier zitierten Entscheidungen des Kassationshofs keine 
Fundstellenangabe enthalten, wurden sie den kostenpflichtigen Datenbanken des Kazanci-Verlages 
(www.kazanci.com.tr), des Legal-Verlages (www.legalbank.net) oder der freien Plattform 
www.hukukmedeniyeti.org entnommen. 

B. Sachverhalt 

Eheleute Hasan und Fatma verkaufen ihr Haus an Songül, Kaufvertrag vom xx.xx.xxxxx. Fatma 
steht nach türkischem Recht unter Betreuung bzw. Vormundschaft. Ihr Ehemann Hasan wurde 
von einem türkischen Friedensgericht zum Betreuer bzw. Vormund bestellt. 

Aus der vorgelegten Notarurkunde ergibt sich, dass Hasan in B, …straße Nr. xx, seinen 
dauerhaften Wohnsitz hat. Seine Ehefrau, über welche ihm durch ein türkisches Gericht die 
Vormundschaft übertragen worden ist, hat ihren dauerhaften Wohnsitz in I…/Türkei. Die 
Käuferin, dem Namen nach türkischer Herkunft, hat ihren dauerhaften Wohnsitz in B, …straße 
Nr. xx. 

Vorgelegt wurden mir: 

- Gutachten des Deutschen Notarinstituts 

http://www.kazanci.com.tr/
http://www.legalbank.net/
http://www.hukukmedeniyeti.org/
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- türkischer Betreuungs- bzw. Vormundschaftsbeschluss des 2. Friedensgerichts von K mit 
Rechtskraftvermerk und Apostille 

- „Ergänzender“ Beschluss des 2. Friedensgerichts von A bzg. Immobilienverkauf mit 
Apostille 

- Kaufvertrag bzgl. eines Grundstücks in Deutschland 
- Grundschuldbestellung bzgl. eines Grundstücks in Deutschland 
- Notarielle Schreiben (Notar S) 

C. Internationales Privatrecht 

I. Haager Übereinkommen über den internationalen Schutz von Erwachsenen 

Für Deutschland und einige wenige andere Staaten gilt das Haager Übereinkommen über den 
internationalen Schutz von Erwachsenen vom 13.1.20001. Dieses Abkommen wurde zwar nicht 
von der Türkei ratifiziert, wird aber in der türkischen Literatur zitiert. Dennoch ist das Abkommen, 
das eine erhebliche Erleichterung für die internationale Praxis der Erwachsenenbetreuung darstellt, 
ist in der Türkei (noch) nicht anwendbar. 

Aus deutscher Sicht sind türkische Betreuungsanordnungen grundsätzlich anzuerkennen (§ 108 
FamFG). 

II. Das türkische IPR 

1. Anwendbares Recht 

In Bezug auf die Betreuung bestimmt Art. 10 IPRG das anwendbare Recht2. Die Bestimmung 
lautet: 

Vormundschaft, Entmündigung und Pflegschaft 

(1) Die Gründe für die Anordnung oder Aufhebung einer Vormundschaft oder 
Entmündigung unterliegen dem Heimatrecht desjenigen, für den die Anordnung oder 
Aufhebung einer Vormundschaft oder Entmündigung beantragt wird. 

(2) In den Fällen, in denen ein Ausländer nach seinem Heimatrecht nicht unter 
Vormundschaft gestellt oder nicht entmündigt werden kann, kann, wenn der Betreffende 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt in der Türkei hat, die Vormundschaft oder Entmündigung 
nach türkischem Recht angeordnet oder aufgehoben werden. Dies gilt auch, wenn der 
Betroffene sich unfreiwillig in der Türkei aufhält. 

(3) Alle Angelegenheiten, die die Entmündigung oder Vormundschaft betreffen, sowie die 
Pflegschaft unterliegen mit Ausnahme der Gründe für die Anordnung oder Aufhebung der 
Vormundschaft oder Entmündigung türkischem Recht. 

 

1 BGBl. 2007 II S. 323 f.; zugänglich in Deutsch, Englisch und Französisch: 
https://assets.hcch.net/upload/text35d.pdf. Ekşi S. 46 f. 

2 Für Deutschland und einige wenige andere Staaten gilt das Haager Übereinkommen über den internationalen Schutz 
von Erwachsenen vom 13.1.2000, BGBl. 2007 II S. 323 f.; zugänglich in Deutsch, Englisch und Französisch: 
https://assets.hcch.net/upload/text35d.pdf.  

https://assets.hcch.net/upload/text35d.pdf
https://assets.hcch.net/upload/text35d.pdf
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Die Vorschrift enthält eine Sonderanknüpfungsregelung für die in der Überschrift bezeichneten 
Fälle. Die Vorschrift selbst unterscheidet zwischen dem eigentlichen Betreuungsbeschluss 
(Betreuungsvoraussetzungen) und den weiteren Maßnahmen. 

Der Betreuungsbeschluss unterliegt, wenn der Betroffene die türkische Staatsbürgerschaft hat, dem 
türkischen Recht (Abs. 1). Einen Hinweis auf den Standort des Betroffenen gibt dieser Absatz 
nicht. 

Im vorliegenden Fall ist also jedenfalls aus türkischer Sicht dann türkisches Recht anzuwenden, 
wenn die betreute Person die türkische Staatsangehörigkeit hat. Hier kommt noch hinzu, dass die 
betreute Person ihren dauerhaften Wohnsitz in I…/Türkei hat. 

Für die Anordnung der Betreuung nachrangige Maßnahmen gilt ebenfalls türkisches Recht (Abs. 
3). Soweit allerdings Immobilien involviert werden, führt das Belegenheitsprinzip für Immobilien 
in der Türkei zur alleinigen Zuständigkeit der türkischen Gerichte und damit dann auch zur 
Anwendbarkeit türkischen Rechts, auch wenn ein deutscher Betreuungsbeschluss nach deutschem 
Recht vorliegt. 

Umgekehrt bedeutet diese Regel, dass für in Deutschland belegene Immobilien für nachrangige 
Maßnahmen das deutsche Recht anzuwenden ist (Rückverweisung). 

2. Anerkennungsfähigkeit 

Als Entscheidungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit (Art. 58 II IPRG) sind Beschlüsse der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit anerkennungsfähig.3 Das gilt aber nur für die Anordnung der 
Betreuung. Denn, wie oben zu Art. 10 IPRG ausgeführt, ist das Betreuungsrecht (nicht nur) mit 
Auslandsbezug zweistufig: Der durch ein deutsches Amtsgericht in Bezug auf einen türkischen 
Staatsangehörigen mit ständigem Aufenthalt in Deutschland ergangene Betreuungsbeschluss kann 
sich nach Art. 41 IPRG nach deutschem Recht richten und daher in der Türkei anerkannt werden. 
Die einzelnen Maßnahmen in der Türkei sind dann aber durch ein türkisches Gericht nach 
türkischem Recht zu treffen. Ist also die Immobilie eines in Deutschland lebenden Betreuten in 
der Türkei zu verkaufen, muss das türkische Vormundschaftsgericht (Friedensgericht) zustimmen, 
soweit es um zustimmungspflichtige Maßnahmen geht. 

Umgekehrt wird dann ein türkischer Betreuungsbeschluss in Deutschland anerkannt werden. 

Soweit es um das deutsche IPR und die Anerkennung türkischer Beschlüsse in Deutschland geht, 
verweise ich auf das Gutachten des Deutschen Notarinstituts v. 26.5.2023. 

 

3 Nomer S. 546. 
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D. Türkisches Recht 

I. Allgemein: Vormundschaft 

Das Vormundschaftsrecht ist sehr ausführlich in den Art. 396 ff.  ZGB geregelt.4 Ausführende 
Vorschriften finden sich in der Rechtsverordnung zur Durchführung der ZGB-Vorschriften über 
elterliche Sorge, Vormundschaft und Erbgang5 (nachfolgend: RVO). 

Sinn und Zweck der Vormundschaft (vesayet) ist es, Lücken im System der gesetzlichen 
Vertreterschaft zu schließen. Vormundschaft kommt also immer dort in Frage, wo eine Person 
mangels Geschäftsfähigkeit nachhaltig nicht in der Lage ist, ihre rechtlichen Interessen 
wahrzunehmen. Bei Minderjährigen wiederum kommt sie nur in Betracht, wo für die Ausübung 
der elterlichen Sorge niemand zur Verfügung steht oder aus schwerwiegenden Gründen die 
Eignung der Eltern hierfür fehlt. 

Der Vormund (vasi) soll vorzugsweise eine dem Mündel (kısıtlı) nahestehende Person sein (Art. 
414 ZGB). Es soll darauf geachtet werden, dass der Wohnsitz des Vormunds in angemessener 
Nähe zum Wohnsitz des Mündels befindet. Auch die Qualität der persönlichen Beziehungen 
zwischen Mündel und Vormund sind zu berücksichtigen. 

Wer geschäftsunfähig ist, dem fehlt die Prozessfähigkeit (dava ehliyeti, Art. 38 ZPO, Art. 16 ZGB); 
die Parteifähigkeit (taraf ehliyeti) wird davon nicht berührt. 

Die Vormundschaft endet bei Minderjährigen mit Volljährigkeit (Art. 470 ZGB), bei Straftätern 
mit Haftentlassung (Art. 471 ZGB) und bei sonstigen Geschäftsunfähigen mit der Aufhebung 
durch das Vormundschaftsamt (Art. 472 ZGB). 

Unterschieden wird zunächst einmal nach Amtsvormundschaft und Privatvormundschaft. 

Die Amtsvormundschaft wird durch das Friedensgericht als Vormundschaftsbehörde 
wahrgenommen. Die Funktion der Aufsichtsbehörde übernimmt dann die Zivilkammer (Art. 397 
ZGB, Art. 8 RVO). Die Amtsvormundschaft wird durch Bestellung eines Vormundes ausgeübt, 
der von der Vormundschaftsbehörde (vesayet makamı) kontrolliert wird. 

Die Privatvormundschaft ist an bestimmte engere Voraussetzungen geknüpft, ihre Aufgaben 
werden im Wesentlichen von einem Familienrat wahrgenommen, der aus drei Blutsverwandten 
besteht (Art. 400 ZGB). Ihre Anordnung erfolgt durch die Zivilkammer (Art. 398 ZGB) auf Antrag 
mindestens zweier Blutsverwandter (Art. 399 ZGB). Die Familie muss eine Sicherheit leisten, 
andernfalls kann die Privatvormundschaft nicht angeordnet werden (Art. 401 ZGB). 

 

4 Überblick bei Koç, Nevzat; Rumpf/Odendahl III A 7 d.; Rumpf Familienrecht S. 210 ff. 
5 Türk Medeni Kanunun Velayet, Vesayet ve Miras Hükümlerinin Uygulanmasına İlişkin Tüzük, RG Nr. 25195 v. 

10.8.2003. 
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Erwachsenenvormundschaft setzt die Entmündigung (kısıtlama) voraus. Diese kann wegen 
Geschäftsunfähigkeit erfolgen (Art. 405 ZGB). Die Geschäfts(un)fähigkeit bestimmt sich nach den 
Art. 9 ff. ZGB. Neben den Minderjährigen (bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres) sind 
erwachsene Personen geschäftsunfähig, denen infolge von Geistesschwäche das Urteilsvermögen 
(ayırt etme gücü) fehlt (Art. 14 f. ZGB). 

Voraussetzung für die Entmündigung ist zudem die Schutzbedürftigkeit und die Unfähigkeit, 
eigene Geschäfte selbst wahrzunehmen. Neben der Geistesschwäche können auch andere Gründe 
für die Unfähigkeit gegeben sein, die eigenen Geschäfte selbst zu besorgen. Das Gesetz sieht in 
Art. 406 ZGB als weitere Entmündigungsgründe Verschwendungssucht, Alkohol- oder 
Rauschgiftabhängigkeit, schlechte Lebensweise oder schlechte Vermögensverwaltung vor, welche 
die Familie in wirtschaftliche Bedrängnis bringen können, wodurch wiederum auf Dauer Schutz- 
und Überwachungsbedürftigkeit ausgelöst werden. Auch die von der Person ausgehende 
Gefährdung der Sicherheit anderer kann die Entmündigung rechtfertigen. 

Im vorliegenden Fall liegt dem Beschluss des 2. Friedensgerichts K eine 'Demenz' zugrunde. 

Art. 408 ZGB erlaubt es dem Erwachsenen, sich selbst entmündigen zu lassen, wenn er nicht mehr 
in der Lage ist, seine alltäglichen Geschäfte zu verrichten, z.B. infolge schwerer Krankheit oder 
Alters. 

Die Entmündigung erfolgt auf Antrag durch das Friedensgericht für Zivilsachen am Wohnort der 
zu entmündigenden Person. 

II. Betreuung 

Die schwächere Variante ohne Entmündigung ist die Betreuung (Art. 429 ff. ZGB, 458 ff. ZGB), 
die in Form der Personenpflegschaft oder der Vermögenspflegschaft erfolgen kann (yasal 
danışmanlık, kayyımlık)6. Unterbringung und Einweisung von Personen, die eine Gefahr für die 
Öffentlichkeit darstellen, sind in den Art. 432 ff. ZGB geregelt. 

III. Bestellung des Vormunds 

Die Bestellung des Vormunds folgt prinzipiell den Vorschriften der Art. 413 ff. ZGB. Gemäß Art. 
414 ZGB haben Ehegatten und Blutsverwandte den Vorrang. Im vorliegenden Fall ist Hasan als 
Ehegatte zum Vormund bestellt worden. Die Vorschrift lautet: 

Soweit nicht wichtige Gründe entgegenstehen, bestellt das Vormundschaftsamt vorrangig 
den Ehegatten oder einen nahen Blutsverwandten zum Vormund, wenn diese die 
Bedingungen zur Erfüllung dieser Aufgabe erfüllen. Bei der Bestellung finden die Nähe des 
Wohnsitzes und der persönliche Bezug Berücksichtigung. 

 

6 Das Gesetz verwendet beide Begriffe. Vermögenspfleger = yönetim kayyımı, Personenpfleger = temsil kayyımı. 
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Gemäß Art. 418 Zif. 3 ZGB hat das bestellende Gericht darauf zu achten, dass keine 
Interessenkonflikte bestehen. 

Das Verfahren der Bestellung ist in Art. 436 ff. ZGB geregelt. Es wird das sogenannte „einfache 
Verfahren“ (basit yargılama usulü) (Art. 437 Abs.1 ZGB iVm Art. 316 ff. ZPO) angewendet. Als 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit kann es ausnahmsweise auch von Amts wegen 
eingeleitet werden7 Gemäß Art. 437 Abs. 3 ZGB hat das Gericht den Betroffenen im Verfahren 
anzuhören. Ein Ermessen, den Betroffenen nicht anzuhören, ist in der Bestimmung nicht zu 
erkennen. Die Rechtsprechung und die Literatur verlangen für die Bestellung des Vormundes 
wegen dieser Bestimmung die Durchführung einer mündlichen Verhandlung.8 

Für die Bestellung des Vormundes ist das Friedensgericht am Wohnsitz des Betroffenen 
ausschließlich zuständig. Die Vorschrift gehört dem türkischen inneren ordre public an.9 

IV.  Pflichten des Vormunds 

Die Pflichten des Vormunds sind im Gesetz detailliert geregelt.10 Das beginnt damit, dass der 
Vormund, der auch die Vermögensverwaltung übernimmt, ein Inventar (defter) zu erstellen hat, 
wobei das Vormundschaftsgericht eine geeignete Person zur Kontrolle beistellt (Art. 438 ZGB).11 
Versäumt der Vormund die Erstellung des Inventars, kann das Gericht die Erstellung eines 
amtlichen Inventars (resmî defter) anordnen (Art. 438 Abs.3 ZGB)12. Bewegliche Sachen können 
nach Maßgabe von Art. 440 ZGB verkauft werden, wobei persönliche Sachen des Entmündigten 
ihm zu belassen sind. Barwerte sind zu üblichen Zinsen anzulegen13, wobei Art. 441 ZGB 
vorschreibt, dass die Vormundschaftsbehörde (also das Friedensgericht) dazu eine Staatsbank 
benennt. 

Insgesamt steht die Tätigkeit des Vormunds unter strenger Aufsicht. 

Gemäß Art. 454 ZGB hat der Vormund Rechnung (hesap tutma) zu führen und einmal jährlich 
gegenüber dem Vormundschaftsgericht Abrechnung (hesap verme) zu erteilen.14 Ausnahmen, auch 
für Ehegatten oder Blutsverwandte, sieht das Gesetz nicht vor. Allerdings kann darauf verzichtet 

 

7 Tahiroğlu S. 440. 
8 Kassationshof, 18. ZS, 14.6.2016, E. 2016/9524, K. 2016/9547 (bei karararama.com.tr); so auch Tahiroğlu S. 445, 

Kocaoğlu S. 52 f., Gençcan S. 2658. Ein Ermessen wurde in einer veröffentlichten Masterarbeit behauptet, aber 
weder begründet noch mit Nachweisen unterlegt. 

9 Gençcan S. 2519 ff. mwN. 
10 Gesetzestext bei Rumpf/Odendahl in deutscher Sprache. 
11 Özbilen S. 716 f. 
12 Öbilen S. 719. 
13 Özbilen S. 732 f. 
14 Özbilen S. 710 ff. 
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werden, wenn es nichts abzurechnen gibt.15 Das gilt übrigens auch für das Inventar. Wo es nichts 
zu inventarisieren gibt, braucht auch keines erstellt zu werden.16 

V. Genehmigungspflichtige Handlungen des Vormunds oder Betreuers 

In Art. 462 ZGB zählt das Gesetz einige Gegenstände auf, für welche selbst der Vormund nicht 
allein entscheiden kann, sondern die Genehmigung der Vormundschaftsbehörde benötigt. Die 
Bestimmung in meiner Übersetzung: 

„I. Durch das Vormundschaftsamt 

Art 462 

In den nachfolgenden Fällen ist die Zustimmung des Vormundschaftsamts erforderlich: 

1. Kauf, Verkauf und Verpfändung von Grundstücken sowie die Begründung sonstiger 
dinglicher Rechte hieran, 

2. Kauf, Verkauf, Übertragung und Verpfändung von beweglichen Sachen sowie sonstigen 
Rechten und Werten außerhalb des Bedarfs einer gewöhnlichen Verwaltung und eines 
gewöhnlichen Betriebes, 

3. Baumaßnahmen über das Maß der gewöhnlichen Verwaltung hinaus, 

4. Gewährung und Aufnahme eines Darlehens, 

5. Eingehung einer Wechselverpflichtung, 

6. Abschluss von Pachtverträgen von einem oder mehr Jahren oder Mietverträgen an 
unbeweglichen Sachen von drei oder mehr Jahren, 

7. Ausübung eines Berufs oder Gewerbes durch eine unter Vormundschaft stehende 
Person, 

8. Klageerhebung, Vergleich, Durchführung eines Schiedsverfahrens oder Abschluss eines 
Vergleichs im Konkursverfahren, unter Vorbehalt der Befugnis des Vormunds zur 
Ergreifung vorläufiger Maßnahmen in eilbedürftigen Fällen, 

9. Güterrechtsverträge, Verträge über die Erbauseinandersetzung und die Übertragung von 
Erbteilen, 

10. Abgabe der Erklärung über die Vermögenslosigkeit, 

11. Abschluss einer Lebensversicherung in Bezug auf die unter Vormundschaft stehende 
Person, 

 

15 Gençcan S. 2719. 
16 Gençcan S. 2719; Özbilen S. 718. Hinweis auf Art. 16 RVO ZGB. 
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12. Abschluss eines Lehrvertrages, 

13. Einweisung der unter Vormundschaft stehenden Person in eine Erziehungs-, 
Versorgungs- oder Krankenanstalt, 

14. Wechsel des Wohnorts der unter Vormundschaft stehenden Person.“ 

Welches Verfahren einzuhalten ist, sagt Art. 444 ZGB (in meiner Übersetzung): 

„Der Verkauf unbeweglichen Vermögens ist nach Maßgabe einer Anordnung der 
Vormundschaftsbehörde und nur dann möglich, wenn es das Interesse der unter 
Vormundschaft stehenden Person erfordert. 

Der Verkauf erfolgt in Anwesenheit des Vormundes in öffentlicher Versteigerung durch 
eine von der Vormundschaftsbehörde bestellte Person und wird mit der Zustimmung des 
Vormundschaftsgerichts zur Ausschreibung vollzogen; der Zustimmungsbeschluss hat 
innerhalb von zehn Tagen nach Beginn der Ausschreibung zu ergehen. 

Die Aufsichtsbehörde kann jedoch ausnahmsweise in besonderen Fällen unter 
Berücksichtigung der Art des unbeweglichen Gegenstandes oder in Anbetracht seines 
geringen Wertes den freihändigen Verkauf anordnen.“ 

Aus dieser Vorschrift folgt unmissverständlich, was durch den Vormund und das Friedensgericht 
zu beachten ist, wenn es um den Verkauf einer Immobilie geht. Das Friedensgericht wird als 
Vormundschaftsbehörde zunächst für Immobiliengeschäfte, einschließlich der Bestellung von 
Grundpfandrechten, zur Genehmigungsbehörde erklärt (Art. 462 ZGB). Der Vormund hat eine 
Genehmigung für den Verkauf einzuholen (Art. 444 Abs. 1 ZGB), die aber zunächst nur für eine 
Ausschreibung erteilt werden kann. Will er frei („im Verhandlungswege“) verkaufen, bedarf dies 
der Zustimmung der Aufsichtsbehörde, also der Zivilkammer (Art. 444 Abs. 3 ZGB).17 Diese 
Entscheidung wird, wenn der Vormund den freihändigen Verkauf beantragt hat, durch das 
Friedensgericht eingeholt.18 Gibt es kein Genehmigungsverfahren des Friedensgerichts oder lehnt 
es die Genehmigung des Grundstücksverkaufs grundsätzlich ab, kann auch die Zivilkammer nicht 
angerufen werden. 

Für den vorliegenden Fall bedeutet dies, dass der Vormund für den Verkauf der Immobilie einen 
Beschluss des Friedensgerichts am Wohnsitz der Betroffenen einzuholen hat. Das ergibt sich aus 
Art. 462 Zif. 1 ZGB. Gemäß Art. 444 Abs. 1 ZGB muss er, wenn es um den Verkauf geht, dann 
aber eine Ausschreibung einleiten und dem Meistbietenden verkaufen. Will er – wie hier – 
freihändig verkaufen, muss er entsprechenden Antrag beim Friedensgericht stellen, welches dann 

 

17 Kassationshof, 2. ZS, 30.3.2011, E. 2010/3711, K. 2011/5583; 5.5.2005, E. 2005/4547, K. 2005/7408; 14.1.2004, 
E. 2003/16586, K. 2004/245. Gençcan S. 2684 f. 

18 Kassationshof, 2. ZS, 30.3.2011, E. 2010/3711, K. 2011/5583; 4.10.2012, E. 2012/16881, K. 2012/23595. 
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– wenn es grundsätzlich einem Verkauf zuzustimmen beabsichtigt – die Akte der Zivilkammer zu 
übermitteln hat, die wiederum als Aufsichtsbehörde dann gemäß Art. 444 Abs. 3 ZGB 
entscheidet.19 Lehnt das Friedensgericht einen Verkauf ab, kommt es auch nicht mehr zur Vorlage 
bei der Zivilkammer. 

Für die Bestellung einer Hypothek (die „Grundschuld“ gibt es im türkischen Recht nicht) oder 
eines Pfandrechts am Grundstück enthält Art. 444 ZGB keine Sondervorschrift. Daher ist davon 
auszugehen, dass insoweit eine zusätzliche Anrufung der Zivilkammer als Aufsichtsbehörde nicht 
erforderlich ist. In Literatur und Rechtsprechung waren keine Anhaltspunkte dafür zu finden, dass 
ein Friedensgericht hierzu die Zustimmung einer Zivilkammer eingeholt oder einzuholen hätte. 

Im Übrigen gilt nach dem unmissverständlichen Wortlaut des Art. 411 ZGB, dass auch nachrangige 
Beschlüsse (Ergänzungsbeschlüsse) der ausschließlichen Zuständigkeit des Gerichts am Wohnsitz 
des Betroffenen unterfallen, was zum innerstaatlichen ordre public zählt.20 

VI. Betreuungsbeschluss und weitere Maßnahmen 

1. Betreuungsbeschluss des 2. Friedensgerichts K, E. 2020/…, K. 2020/… v. 
xx.xx.xxxx 

Der vorgelegte Beschluss auf Bestellung eines Vormunds ist auf den Antrag des Hasan ergangen, 
seine Ehefrau, welche unter Alzheimer leidet, unter Vormundschaft zu stellen. Das Gericht hat ein 
amtliches Gutachten eingeholt, wonach die Betroffene unter „Demenz“ leidet. Das Gericht hat 
aufgrund dieser Diagnose von einer Anhörung der Betroffenen abgesehen. Das Gericht hat keine 
Interessenkonflikte festgestellt und dem Antrag stattgegeben. Die Betroffene wurde „entmündigt“ 
und der umfassenden Betreuung durch Hasan als Vormund unterstellt. Der Vormund wurde von 
der Verpflichtung zur Abrechnung befreit, lediglich nach der Entmündigung erzielte Einkünfte der 
Betroffenen sind dem Gericht bekannt zu geben. Der Beschluss ist am xx.xx.xxx rechtskräftig 
geworden. 

Ungewöhnlich ist der Beschluss insoweit, als das Gericht auf die Abrechnungspflicht des 
Vormundes verzichtet. Denn ein solcher Verzicht kommt nur dann in Betracht, wenn die 
entmündigte Person nicht über Vermögen verfügt, das zur Bestreitung des Lebensunterhalts 
ausreicht (Art. 19 RVO ZGB21). Das dürfte darauf zurückzuführen sein, dass der Antragsteller der 
Wiedergabe durch das Gericht zufolge in seinem Antrag die offenbar unwahre Angabe gemacht 
hat, dass die zu entmündigende Person kein Vermögen, insbesondere keine Immobilie habe. 
Dennoch ergeben sich aus dem Beschluss Renteneinkünfte der Betroffenen. Insoweit ist also doch 
eigentlich eine Abrechnungspflicht entstanden. 

 

19 Kassationshof, 2. ZS, 27.5.2002, E. 2002/6237, K. 2002/7081; 30.3.2011, E. 2010/3711, K. 2011/5583. Özbilen S. 
728. 

20 Gençcan S. 2519. 
21 Das Friedensgericht zitiert diese Bestimmung, insoweit ist die vorgelegte Übersetzung nicht korrekt. 
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Gleiches gilt für den Verzicht auf die Anhörung der Entmündigten. Art. 437 Abs. 3 ZGB ordnet 
ausnahmslos die Anhörung des/er Betroffenen an, muss sich also jedenfalls ein eigenes Bild von 
der Betroffenen machen (vgl. oben). 

Das Gericht stützt sich zwar auf das Ergebnis des eingeholten amtlichen Gutachtens, welches – 
wenn es vom Gericht richtig zitiert ist – besagen soll, dass eine Anhörung „nicht von Nutzen“22 
sei. Doch hat, ob die Anhörung „von Nutzen“ ist, nicht der medizinische Gutachter zu 
entscheiden, sondern das Gericht. Das Gutachten sagt – soweit aus dem Zitat durch das Gericht 
herausgelesen werden kann – jedenfalls nicht aus, dass die Betroffene nicht anhörungsfähig oder 
ihre Demenz soweit fortgeschritten sei (nach Ort, Zeit und Person nicht orientiert, so die 
medizinische Kurzbeschreibung), dass eine Anhörung aus medizinischer Sicht völlig aus Betracht 
zu lassen wäre. 

Dass das Gericht für die Klärung der Frage, ob ein Interessenkonflikt zwischen Vormund und 
Betroffener besteht, auf eine Auskunft der örtlichen Polizeibehörde zugreift, ist ebenfalls nicht 
nachvollziehbar. 

Auch das Kriterium persönlicher Bezug und Nähe (Art. 414 S. 2 ZGB) ist durch das Gericht wohl 
nicht näher geprüft worden, wohl da es sich hier um Eheleute handelt. 

Dazu kommt aber die hier relevante rechtliche Sicht: Das Gesetz räumt dem Gericht hier ganz 
einfach kein Ermessen ein. Die Betroffene ist in den Gerichtssaal zu bringen, das Gericht hat sich 
ein eigenes Bild zu machen.23 In der Kombination „Gutachten“ und „Anhörung“ kann dann die 
Bestellung erfolgen. Der Verzicht auf eine Anhörung stellt aus unserer Sicht einen Verstoß gegen 
das Grundrecht auf Gewährung rechtlichen Gehörs dar, das in der türkischen Rechtsprechung in 
Art. 6 EMRK und Art. 36 der Verfassung24 verortet wird. 

2. Nachrangiger Beschluss des 2. Friedensgerichts A, E. 2022/1…, K. 2022/… v. 
xx.xx.xxxx 

Wie dieser Beschluss nach Recht und Gesetz zustande gekommen sein könnte, erschließt sich dem 
Gutachter nicht. 

Der Beschluss zur Bestellung als Vormund ist seitens des 2. Friedensgerichts in K ergangen, einem 
Bezirk von İ, die Gerichtsorte liegen viele Hundert Kilometer auseinander. 

Der nachrangige Beschluss (Ergänzungsbeschluss) dagegen ist durch das 2. Friedensgericht in A 
ergangen, von İ mehr als 1.000 km entfernt. Dieses Gericht wiederum beruft sich für seinen 

 

22 So die richtige Übersetzung des türkischen Originaltextes. Das ist für die Beurteilung des Textes wichtig. Das 
Gutachten hat - in der Wiedergabe durch das Gericht - nicht vom „Vorteil für die Betroffene“, sondern allgemein 
vom „Nutzen“. Der Übersetzungsfehler dürfte daran liegen, dass „yarar“ je nach Zusammenhang beides bedeuten 
kann. Da aber hier „yarar“ grammatikalisch nicht auf die Betroffene bezogen wird, ist der Begriff allgemeiner mit 
„Nutzen“ zu übersetzen. 

23 Bayramoğlu S. 484 mwN. 
24 Deutsche Übersetzung der türkischen Verfassung: https://www.tuerkei-recht.de/downloads/verfassung.pdf. 
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Ergänzungsbeschluss auf einen Beschluss des 2. Friedensgerichts A, mit gleichem Aktenzeichen 
und gleichem Datum wie der Beschluss des 2. Friedensgerichts in K, der aber in der dem Gutachter 
zur Verfügung gestellten Akte nicht zu finden ist. Gäbe es einen solchen Beschluss, wäre er 
offensichtlich rechtswidrig, weil er gegen zwingende Zuständigkeitsregeln verstieße. 

Der Ergänzungsbeschluss ist daher offensichtlich rechtswidrig, da er sich auf einen 
Vormundschaftsbeschluss stützt, der nach Aktenlage nicht existent ist oder selbst offensichtlich 
rechtswidrig wäre. 

Inhaltlich weckt der Beschluss insoweit Zweifel, als er dem Vollzug einer in Deutschland erstellten 
notariellen Urkunde zustimmt, ohne zumindest das nach türkischem Recht erforderliche Verfahren 
für den Erlass solcher Genehmigungen anzusprechen. Aus dem Beschluss ergibt sich auch nicht, 
dass das Gericht die notarielle Urkunde geprüft hätte. Es ergibt sich lediglich, dass sich der 
Beschluss auf die Angaben des Antragstellers stützt. Das Gericht behauptet zwar, irgendetwas 
geprüft zu haben – auch die notarielle Urkunde –, macht dazu aber keine genaueren Angaben. 

Aus dem Beschluss ergibt sich auch nicht, dass für den freihändigen Verkauf die zwingend 
notwendige Zustimmung der örtlich zuständigen Zivilkammer eingeholt worden wäre. Lediglich 
für die Grundschuldbestellung wäre diese Genehmigung nach Auffassung des Gutachters nicht 
notwendig. D.h., die Grundschuldbestellung erfolgt gemäß Art. 462 I ZGB mit der einfachen 
Genehmigung des Friedensgerichts.  

Das Friedensgericht verstößt gegen zwingende Zuständigkeitsvorschriften und hat gegen die 
ebenso zwingende Notwendigkeit verstoßen, die örtlich zuständige Zivilkammer anzurufen. 

Der Ergänzungsbeschluss ist rechtskräftig geworden, weil es sich hier um einen Beschluss im 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit „ohne Gegner“ handelt, also niemand als Beklagter oder 
Beschwerdeführer in Betracht kommt, den Rechtsweg einzuschlagen, um Nachteile abzuwenden. 
Der Rechtsweg hat einen Nutzen nur dann, wenn der Antragsteller abschlägig beschieden wird. 
Die Betroffene selbst ist in diesem Verfahren weder gehört worden noch vertreten gewesen. 

3. Rechtskraftvermerk 

Prinzipiell sind Urteile und Beschlüsse der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht der materiellen 
Rechtskraft fähig (Art. 388 ZPO). Dennoch erlangen rechtsmittelfähige Beschlüsse und Urteile der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit formelle Rechtskraft, so dass ggf. auch ein Rechtskraftvermerk 
anzubringen ist. Dies hindert allerdings die Gerichte nicht daran, auf Antrag einen 
„rechtskräftigen“ Beschluss zu überprüfen und diesen abzuändern oder gar „aufzuheben“, wenn 
die Staatsanwaltschaft im Interesse der öffentlichen Ordnung (des internen ordre public) 
entsprechenden Antrag stellt.25 

 

25 Kassationshof, 2. ZS, 30.3.2011, E. 2010/3711, K. 2011/5583. Dieses Urteil erging auf Antrag der Staatsanwaltschaft 
gem. Art. 427 Abs. 6 ZPO (a.F.). 
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E. Zusammenfassung/Ergebnis 

Der Beschluss zur Bestellung als Vormund beruht in dieser Form auf unrichtigen Angaben des 
Antragstellers. Hätte der Antragsteller die Immobilie angegeben, hätte das Gericht nicht gemäß 
Art. 19 RVO ZGB von der Verpflichtung zur Rechnungslegung absehen dürfen. 

Das Gericht hätte gem. Art. 437 Abs. 3 ZGB zumindest einen Versuch der Anhörung der 
Betroffenen machen müssen. Das Gesetz lässt dem Gericht hier keinen Spielraum. Daher verstößt 
der Beschluss gegen den Anspruch auf Gewährleistung rechtlichen Gehörs, für dessen 
Beschränkung durch Verzicht auf eine Anhörung auch für die demente Betroffene keine 
Rechtsgrundlage besteht. Somit ist der Beschluss in Deutschland nicht anerkennungsfähig. 

Der vom Antragsteller vorgelegte „Ergänzungsbeschluss“ ist durch ein örtlich unzuständiges 
Gericht unter Verstoß gegen zwingende Verfahrensvorschriften ergangen. 

Der Ergänzungsbeschluss bezieht sich ausdrücklich nicht auf den Beschluss zur Bestellung als 
Vormund, sondern auf einen angeblich von ihm selbst erlassenen Beschluss, welcher aber nicht 
der vom Vormund in Bremen vorgelegte Beschluss ist und für welchen es ebenfalls nicht zuständig 
gewesen wäre. 

Die Fragen sind daher wie folgt zu beantworten 

1. Der Form nach ist der Beschluss des 2. Friedensgerichts K in Ordnung. Er ist jedoch falsch, 
da er auf unwahren Angaben des Antragstellers beruht. Er verstößt insbesondere gegen 
türkisches zwingendes Gesetzes- und Verfassungsrecht, zudem gegen Art. 6 EMRK 
(Verstoß gegen Grundrecht auf rechtliches Gehör). Aus Sicht des Gutachters ist dieser 
Beschluss nicht anerkennungsfähig. 

2. Das Genehmigungserfordernis für den freihändigen Verkauf des Grundstücks wurde 
missachtet bzw. umgangen. Die Genehmigung ist durch ein unzuständiges Gericht und 
Verstoß gegen zwingendes Verfahrensrecht erteilt worden. 

3. Die Grundschuldbestellung bedarf der Genehmigung des Friedensgerichts. Allerdings ist 
die hier vorgelegte Genehmigung nicht anerkennungsfähig. 

4. Die Genehmigung ist nicht von der zuständigen Stelle erteilt. Da der Beschluss der 
materiellen Rechtskraft und rechtsmittelfähig ist, bedarf ein Beschluss zur Genehmigung 
einer bestimmten Immobilie, wenn er anerkannt werden soll, auch eines 
Rechtskraftvermerks und der Apostille durch die zuständige Justizkommission. 
Rechtsvermerk und Apostille sagen aber nichts darüber aus, ob der Beschluss auch 
rechtmäßig zustande gekommen und anerkennungsfähig ist. 

5. Nach türkischem Recht gibt es keine weiteren Voraussetzungen als oben mitgeteilt. 

Die Erstellung des Gutachtens erfolgt ohne Gewähr. Die Autorenrechte bleiben dem Gutachter 
vorbehalten. 
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